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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die Beseitigung von Abfällen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über die Abfallbeseitigung weichen von- 
einander ab. Diese Unterschiede hemmen den Wa- 
renverkehr innerhalb der Gemeinschaft und wirken 
sich daher unmittelbar auf das Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes aus. 

Jede Regelung der Abfallbeseitigung muß in erster 
Linie der Gesundheit des Menschen sowie dem 
Schutze der Umwelt gegen nachteilige Auswirkun- 
gen der Sammlung, Beförderung, Behandlung, Lage- 
rung und Ablagerung der Abfälle dienen. 

Die Aufbereitung von Abfällen sowie die Wieder- 
verwendung aufbereiteter Materialien ist im Inter- 
esse der Erhaltung der Rohstoffquellen zu fördern. 

Das Aktionsprogramm der Europäischen Gemein- 
schaften für den Umweltschutz, das durch die Erklä- 
rung vom 22. November 1973 *) vom Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften und den im Rat vereinig- 
ten Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaa- 
ten gebilligt wurde, hebt die Bedeutung von ge- 
meinschaftlichen Aktionen einschließlich der Rechts- 
angleichung hervor. 

Ein wirksames und zusammenhängendes System 
der Abfallbeseitigung, welches den innergemein- 
schaftlichen Warenverkehr nicht hemmt und die 
Wettbewerbsbedingungen nicht beeinträchtigt, muß 


auf alle beweglichen Sachen Anwendung finden, 
deren sich der Besitzer entledigen will oder zu ent- 
ledigen hat oder die herrenlos sind, mit Ausnahme 
der radioaktiven Abfälle, der Abfälle aus dem Berg- 
bau, landwirtschaftlicher Abfälle sowie der Altöle. 

Eine solche Regelung muß ein Genehmigungsver- 
fahren für diejenigen Unternehmen umfassen, die 
Abfälle auf Rechnung anderer behandeln, lagern 
oder ablagern; ferner eine Überwachung der Fir- 
men, welche ihre Abfälle selbst beseitigen sowie 
derer, die Abfälle für andere sammeln; schließlich 
einen Plan, der die wesentlichen Daten einbezieht, 
die in den verschiedenen Phasen der Abfallbesei- 
tigung zu berücksichtigen sind. 

Die Besitzer von Abfällen sind aufgrund des Ver- 
ursacherprinzips gehalten, den Teil der Beseitigungs- 
kosten zu tragen, der nicht durch Verwertung der 
Abfälle gedeckt wird. 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Richtlinie ist zu verstehen unter 

— Abfällen alle Rückstände der Herstellung oder 
des Gebrauchs und alle beweglichen Sachen, 
derer sich der Besitzer entledigen will oder zu 
entledigen hat oder die herrenlos sind; 

— Beseitigung das Einsammeln, Befördern und Be- 
handeln von Hausmüll und von Abfällen sowie 
deren Lagerung und Ablagerung auf dem Boden 
oder im Boden. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 112 
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Artikel 2 

Diese Richtlinie gilt nicht für 

a) radioaktive Abfälle; 

b) Abfälle, die beim Auf suchen, Gewinnen, Aufbe- 
reiten und Lagern von Bodenschätzen sowie beim 
Betrieb von Steinbrüchen anfallen; 

c) landwirtschaftliche Abfälle (Tierkadaver, Fäka- 
lien sowie im Rahmen des landwirtschaftlichen 
betriebes verwendete Stoffe) ; 

d) Altöle im Sinne der Richtlinie 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Maß- 
nahmen, damit die Beseitigung von Abfällen 

— ohne Gefahr für die Gesundheit des Menschen 

— ohne Gefährdung der Umwelt (Wasser, Luft, 
Boden) 

— unter Wahrung der Belange von Naturschutz und 
Landschaftspflege 

erfolgt. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um die Aufbereitung und Wiederverwen- 
dung von Abfällen zu fördern. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten errichten oder bestimmen die 
Behörden, welche für die Planung, Organisation, Ge- 
nehmigung und Überwachung der Abfallbeseitigung 
in einem bestimmten Bezirk zuständig sind. 


A r t i k e 1 6 

Jedes Unternehmen, das Abfälle für andere behan- 
delt, lagert oder ablagert, bedarf der Genehmigung 
durch die zuständige Behörde; diese wird unter Auf- 
lagen erteilt, die insbesondere betreffen 

a) die Arten und Mengen der zu behandelnden Ab- 
fälle; 

b) die Beseitigungsarten; 


c) die zu treffenden Vorsichtsmaßregeln; 

d) das Führen von Nachweisbüchern mit Angaben 
über die Tätigkeiten des Unternehmens. 


Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Vor- 
schriften, damit jeder Besitzer von Abfällen diese 
einem privaten oder öffentlichen Sammelunterneh- 
men oder einem Unternehmen im Sinne des Arti- 
kels 6 übergibt oder die Abfälle unter Beachtung 
der Grundsätze gemäß Artikel 3 selbst beseitigt. 


Artikel 8 

Die Unternehmen im Sinne des Artikels 6 werden 
in regelmäßigen Zeitabständen durch die zustän- 
dige Behörde darauf überprüft, ob die Genehmi- 
gungsbedingungen eingehalten werden. 


Artikel 9 

Unternehmen, die ihre Abfälle selbst beseitigen, so- 
wie solche, die Abfälle sammeln, unterliegen der 
Überwachung durch die zuständige Behörde. 


Artikel 10 

Die zuständige Behörde erstellt einen Abfallbesei- 
tigungsplan, der unter anderem umfaßt 

a) Arten und Mengen der in dem jeweiligen Bezirk 
zu beseitigenden Abfälle, wobei vor allem beson- 
ders gefährlicher oder schwer zu beseitigender 
Abfall zu berücksichtigen ist; 

b) die zur Beseitigung berechtigten Personen; 

c) die Methoden der Beseitigung und ihre Kosten; 

d) geeignete Flächen sowie Ausrüstungen. 


Artikel 11 

Abfallbesitzer, die ihre Abfälle einem Sammelunter- 
nehmen oder einem Unternehmen im Sinne des Arti- 
kels 6 übergeben, haben den Teil der Beseitigungs- 
kosten zu tragen, den das Sammel- oder Beseiti- 
gungsunternehmen nicht durch die Abfallverwertung 
decken kann. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 10. Oktober 1974 - 1/4' - 680 70 - Ab 2/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 17. September 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts - und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Artikel 12 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
rechtzeitig von jedem Entwurf einer Regelung be- 
treffend die Abgabe und Verteilung bestimmter Er- 
zeugnisse, deren Beseitigung wegen ihrer Beschaf- 
fenheit oder Aufmachung, Umfangs oder Menge 
technische Schwierigkeiten oder zu hohe Kosten 
verursachen kann oder die Wiedergewinnung und 
Wiederverwendung von Rückständen erschwert. 


Artikel 13 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
rechtzeitig von jedem Entwurf einer Regelung, der 
die Wiedergewinnung und Wiederverwendung von 
Rückständen bei bestimmten Herstellungsvorgängen 
fördert oder den Gebrauch bestimmter Rohstoffe 
in den Fällen begrenzt, in denen diese durch wie- 
dergewonnene Stoffe ersetzt werden können. 


Artikel 14 

Die Mitgliedstaaten erstatten der Kommission alle 
zwei Jahre einen Bericht über die Abfallbeseitigung 
in ihrem Land, Die Kommission leitet diese Berichte 
an die übrigen Mitgliedstaaten weiter. 


Artikel 15 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um dieser Richtlinie binnen 18 Mo- 
naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen und 
teilen dies unverzüglich der Kommission mit. 


Artikel 16 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß der Kommis- 
sion der Wortlaut der innerstaatlichen Vorschriften 
übermittelt wird, die sie auf dem unter diese Richt- 
linie fallenden Gebiet erlassen. 


Artikel 17 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Der vorliegende Richtlinienvorschlag erfolgt im Rah- 
men des Aktionsprogramms der Gemeinschaft für 
den Umweltschutz vom 22. November 1973 (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 112 
vom 20. Dezember 1973). Dieses Programm hebt den 
vorrangigen Charakter der Beseitigung der Abfälle 
hervor. Des weiteren hat im Rahmen der Vereinba- 
rung der im Rat vereinigten Vertreter der Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten vom 5. März 1973 über die 
Unterrichtung der Kommission und der Mitglied- 
staaten im Hinblick auf die etwaige Harmonisierung 
von Dringlichkeitsmaßnahmen im Bereich des Um- 
weltschutzes für das gesamte Gebiet der Gemein- 
schaft l ) die französische Regierung der Kommission 
einen Entwurf eines Gesetzes betreffend die Besei- 
tigung von Abfällen, die Aufbereitung und Wieder- 
verwendung von Materialien vorgelegt. Die Kom- 
mission hat die Regierung Frankreichs von ihrer 
Absicht unterrichtet, dem Rat innerhalb der gemäß 
dem Informationsabkommen vorgesehenen Fristen 
zu diesem Gegenstand den Vorschlag einer Richt- 
linie vorzulegen. 

Die Abfälle stellen eine der gefährlichsten Quellen 
von Umweltverschmutzung dar. Sie bringen ebenso 
Gefahren für die Gesundheit des Menschen wie für 
die Umwelt mit sich. Trotz der Schwierigkeiten auf- 
grund der Heterogenität der Abfälle erweist sich 
eine Ordnung und wirksame Kontrolle der Abfall- 
beseitigung um so wichtiger, als die Menge der Pro- 
duktionsrückstände in den Industrieländern rasch 
anwächst. In technischer Hinsicht hat die Behandlung 
von Abfällen beachtliche Fortschritte gemacht. Die 
Abfallbeseitigung wurde jedoch bisher meist als 
Problem von im wesentlichen örtlicher oder regiona- 
ler Bedeutung angesehen. Es besteht jedoch kein 
Zweifel, daß diese Dimension der Abfallbeseitigung 
angesichts der finanziellen Auswirkungen, welche 
eine rationelle Abfallbeseitigung für zahlreiche wirt- 
schaftliche Tätigkeiten hat, nicht mehr zutrifft. 

Abfallbeseitigung bedeutet einmal, jede Beeinträch- 
tigung von Wasser, Luft und Boden zu vermeiden. 
Es handelt sich aber darüber hinaus darum, die 
Verschwendung von Rohstoffen zu verhindern, ins- 
besondere durch Aufbereitung der Rückstände so- 
wie die Wiederverwendung der auf diese Art her- 
gestellten Stoffe. 

Die vorliegende Richtlinie verfolgt im wesentlichen 
diese Ziele. 

In mehreren Mitgliedstaaten der Gemeinschaft gel- 
ten bereits einschlägige Rechtsvorschriften, in ande- 
ren werden solche Vorschriften vorbereitet. 

Das deutsche Gesetz vom 7. Juni 1972 ist das ein- 
zige bereits in Kraft befindliche Rahmengesetz, das 
sich ausschließlich mit der Beseitigung von Abfällen 


befaßt. Zur Vermeidung von Gefahren für die Um- 
welt verpflichtet das Gesetz die Gebietskörperschaf- 
ten sowie einzelne Personen besondere Anlagen zur 
Behandlung, Lagerung oder Ablagerung fester Ab- 
fälle zu benutzen. Die Abfallbeseitigungsanlagen 
müssen den regionalen Abfallbeseitigungsplänen 
Rechnung tragen. 

Die Erstellung von Plänen spielt ebenfalls in dem 
englischen Entwurf betreffend die Beseitigung von 
Abfällen auf dem Boden eine Rolle; dieser Entwurf 
behandelt die Abfallbeseitigung im Zusammenhang 
eines Rahmengesetzes betreffend den Kampf gegen 
die Umweltverschmutzung insgesamt. Auch danach 
ist die Abfallbeseitigung von einer Genehmigung ab- 
hängig gemacht. Dasselbe Erfordernis, allerdings auf 
gewisse Arten von Abfällen beschränkt, findet sich 
in dem Entwurf eines französischen Gesetzes betref- 
fend die Abfallbeseitigung, die Aufbereitung und 
die Wiederverwendung von Materialien. Nach die- 
sem Entwurf sind außerdem die Gemeinden ver- 
pflichtet, innerhalb ihres Gebietes die Beseitigung 
von Hausmüll sowie anderen Abfällen zu organi- 
sieren; als Gegenleistung der Benutzer sind Abga- 
ben vorgesehen. 

Belgien und die Niederlande haben versucht, die 
Probleme der gefährlichen Abfälle mit Vorrang zu 
regeln. In Belgien ist das durch ein Gesetz über 
giftige Abfälle geschehen. In dem niederländischen 
Entwurf eines Gesetzes betreffend chemische Ab- 
fälle und Altöle ist vorgesehen, die Ablagerung 
von chemischen Abfällen auf oder in dem Boden 
sowie ihre sonstige Beseitigung zu verbieten, vor- 
behaltlich einer besonderen Genehmigung. Der Ent- 
wurf sieht außerdem die Gewährung von Entschädi- 
gungen für die Beseitiger sowie die Einführung 
von Abgaben vor. 

Das dänische Gesetz Nr. 372 vom 13. Juni 1973 be- 
treffend den Umweltschutz ermächtigt den Mini- 
ster für Umweltschutz, eine Regelung betreffend die 
Abfallbeseitigung zu erlassen. 

Die übrigen Mitgliedstaaten kennen bisweilen be- 
sondere Regelungen betreffend Hausmüll; im übri- 
gen werden die allgemeinen Vorschriften betref- 
fend den Schutz der Gewässer, der Luft oder des 
Bodens angewandt. 

Die zwischen diesen Vorschriften bestehenden Dis- 
paritäten können unterschiedliche Belastungen von 
Mitgliedstaaten, Wirtschaftszweigen oder Unterneh- 
men innerhalb der Gemeinschaft mit sich bringen 
und so das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes 
beeinträchtigen sowie Wettbewerbsverzerrungen 
hervorrufen. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 9 
vom 15. März 1973 
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Der beigefügte Vorschlag einer Richtlinie, gestützt 
auf Artikel 100 des EWG- Vertrags, zielt demgemäß 
darauf ab, die Gesetzgebungen anzugleichen und so 
eine zusammenhängende Regelung zu schaffen, die 
in allen Mitgliedstaaten anwendbar sein wird. 

Die Kommission hatte außerdem, bevor der vorlie- 
gende Vorschlag erarbeitet wurde, eine Arbeits- 
gruppe von Regierungssachverständigen gebildet, 
der es oblag, die mit der Abfallbeseitigung verbun- 
denen Probleme zu untersuchen. 

Diese Gruppe war zweimal zusammengetreten. 

Des weiteren hatte die Kommission mehrere Sitzun- 
gen mit der Arbeitsgruppe „Gefährliche Stoffe". Sie 
beabsichtigt, dem Rat demnächst einen diesbezüg- 
lichen Richtlinienvorschlag vorzulegen. 

In der Zwischenzeit können die Mitgliedstaaten 
für besonders gefährliche und schwer zu beseiti- 
gende Abfälle weitergehende Regelungen erlassen, 
die selbstverständlich die in der vorliegenden Richt- 
linie festgelegten Pflichten berücksichtigen müssen. 

II. Erläuterungen einiger Artikel 

Artikel 1 

Die Bestimmung des Begriffs „Abfall" gibt der Richt- 
linie einen möglichst umfassenden Anwendungsbe- 
reich; sie soll gleichzeitig allzu große Unterschiede 
in der Auslegung vermeiden helfen. Die Begriffsbe- 
stimmung enthält zu diesem Zwecke einen subjek- 
tiven Teil („entledigen will") und einen objektiven 
Teil („zu entledigen hat"). Mit dem subjektiven 
Definitionsteil soll klargestellt werden, daß es sich 
bei Abfällen um bewegliche Sachen handelt, die in 
dem Zeitpunkt für den Besitzer keinen Wert haben, 
in dem er sich ihrer entledigt. Erfaßt sind nur be- 
wegliche Sachen, womit insbesondere Grundstücks- 
teile ausgeschlossen sind, solange sie mit Grund- 
stücken verbunden sind. Wer Besitzer ist, bestimmt 
sich nach einzelstaatlichem Recht. Eine lückenlose 
Regelung macht es erforderlich, herrenlose Sachen 
besonders zu erwähnen, das heißt solche Sachen, 
deren sich der Besitzer bereits entledigt hat, ohne 
daß ein neuer an seine Stelle getreten ist. 

Absatz 2 beschreibt die verschiedenen Phasen der 
Abfallbeseitigung, beginnend mit dem Einsammeln 
und der Beförderung. Unter „Behandeln" ist zum 
Beispiel das Zerkleinern, Entgiften, Kompostieren 
oder Verbrennen zu verstehen. Der Unterschied zwi- 
schen Lagerung und Ablagerung ist darin zu sehen, 
daß Ablagern mit dem Ziel erfolgt, sich des Abfalls 
auf Dauer zu entledigen; Lagern dagegen bedeutet 
jede vorübergehende oder Zwischenlagerung mit 
dem Ziel späterer Verwendung oder anderweitiger 
Beseitigung. Der Schutz der Gewässer und der Luft 
gegen nachteilige Wirkungen der Lagerung und Ab- 
lagerung von Abfällen bleibt in den einschlägigen 
Gesetzen zum Schutz der Gewässer bzw. der Luft 
gegen Verschmutzung geregelt. 


Artikel 2 

Dieser Artikel schließt Abfälle aus dem Geltungs- 
bereich der Richtlinie aus, deren umweltschädliche 
Beseitigung überwiegend bereits in speziellen Vor- 
schriften geregelt ist. 

Artikel 3 

Die Ordnung der Beseitigung von Abfällen bringt 
weitgehende Verpflichtungen aller mit der Beseiti- 
gung befaßten Personen mit sich. An erster Stelle 
handelt es sich darum, jede Gefahr für die Gesund- 
heit des Menschen als oberstes Rechtsgut auszu- 
schließen. Im übrigen sind die Anforderungen an die 
Abfallbeseitigung umfassend und hoch anzusetzen. 
Außer der Gefährdung und Beeinträchtigung von 
Wasser, Luft und Boden sind dabei auch die Belange 
von Naturschutz und Landschaftspflege zu berück- 
sichtigen. Die in Artikel 3 enumerierten Rechtsgüter 
werden in verschiedenen Einzelvorschriften der 
Richtlinie konkretisiert. 

Artikel 4 

Das Ziel der Aufbereitung und Wiederverwendung 
von Abfällen stellt neben der Vermeidung von Ge- 
sundheits- und Umweltgefährdungen bzw. -beein- 
trächtigungen einen tragenden Pfeiler eines fort- 
schrittlichen Abfallbeseitigungsrechts dar. 

Artikel 5 

Diese Vorschrift soll gewährleisten, daß in jedem 
Land die unerläßlichen organisatorischen Vorausset- 
zungen für die verschiedenen Ebenen der Abfallbe- 
seitigung geschaffen werden, wobei den Mitglied- 
staaten der weitestmögliche Spielraum zu eigener 
Gestaltung verbleibt. 

Artikel 6 

Mit der Erteilung einer Genehmigung wird den 
Unternehmen, die für andere Abfälle behandeln, 
lagern oder ablagern, bestätigt, daß sie über die 
erforderlichen Einrichtungen verfügen und gleichzei- 
tig eine Grundlage für die späteren Kontrollen ge- 
schaffen. 

Artikel 7 

Die Verpflichtung der Abfallbesitzer, seine Abfälle 
entweder selbst umweltunschädlich zu beseitigen 
oder einem Sammelunternehmen zu übergehen, ist 
Ausdruck des Verursacherprinzips im weitesten Sin- 
ne. Ohne daß eine primäre Verpflichtung der öffent- 
lichen Hand zur Abfallbeseitigung festgelegt wird, 
bleibt genügend Gestaltungsraum zu einer mehr 
privatwirtschaftlichen oder zu einer öffentlich-recht- 
lichen Ausgestaltung der einzelstaatlichen Abfall- 
beseitigung. 

Artikel 8 

Die vorgesehenen Kontrollen sind zum Funktionie- 
ren des Genehmigungssystems unerläßlich. 
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Artikel 9 

Die Pflicht zur Überwachung von Sammelunterneh- 
men sowie von Unternehmen, die ihre Abfälle selbst 
beseitigen, vervollständigt das Gesamtsystem. 

Artikel 10 

Die Erstellung von Abfallbeseitigungsplänen tritt in 
steigendem Maße als weiteres Mittel der staatlichen 
Umweltschutzpolitik neben die klassischen Instru- 
mentarien wie Verbote, Genehmigungspflichten usw. 
Die Vorschrift sieht lediglich eine Verpflichtung der 
zuständigen einzelstaatlichen Behörde zur Erstel- 
lung eines Abfallbeseitigungsplans vor. Für die Be- 
seitigungspflichtigen oder sonstigen Beteiligten ist 
keine unmittelbare rechtliche Wirkung des Plans 
festgelegt. Jeder Plan muß jedoch eine Reihe von 
Tatbeständen einbeziehen, insbesondere bezüglich 
besonders gefährlichen oder schwer zu beseitigen- 
den Abfalls sowie der für die Beseitigung geeigne- 
ten Flächen. 


Artikel 11 

Die Beteiligung der Abfallbesitzer an den Besei- 
tigungskosten in den Fällen, in denen dem Sammel- 
oder Beseitigungsunternehmen keine kostendecken- 
de Verwertung möglich ist, entspricht dem Ver- 
ursacherprinzip. Es wird die Verursachereigenschaft 
des letzten Besitzers unterstellt. Damit soll eine 
praktikable Lösung gefunden werden, die gleich- 
zeitig zur gewinnbringenden Verwertung von Abfäl- 
len, auch im Interesse der Versorgung mit Roh- 
stoffen anreizt. 

Artikel 12 und 13 

Um dem Gemeinsamen Markt abträgliche einzel- 
staatliche Regelungen der Abgabe und Verteilung 
bestimmter Erzeugnisse oder der Wiedergewinnung 
und Wiederverwendung von Rückständen bei be- 
stimmten Herstellungsvorgängen zu vermeiden, ist 
eine rechtzeitige Unterrichtung der Kommission von 
jedem derartigen einzelstaatlichen Entwurf unerläß- 
lich. 
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